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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.12.2011 

Geschäftszahl 

2008/16/0056 

Rechtssatz 

Für eine Verletzung der Verkehrsbeschränkung (Verwendungspflicht) enthält das AlkStG keinen Tatbestand, der 
zur Entstehung einer Steuerschuld für den Abfindungsberechtigten führen würde (§ 8 Abs. 1 Z 8 AlkStG in der 
im Beschwerdefall maßgebenden Fassung der Novelle BGBl. Nr. 427/96 betrifft nur die bestimmungswidrige 
Verwendung von steuerfrei bezogenen Erzeugnissen, nicht aber die bestimmungswidrige Verwendung von unter 
Abfindung hergestelltem Alkohol). 


